HGeeſetz⸗Sammlung 
für die 


oniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 104.ꝛw 


Nr. 6863.) Verordnung, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in den durch 

25 die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. (GeſetzSamml. 
S. 555. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, 
mit Ausnahme der vormals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf. 
Vom 24. Auguſt 1867. i 


Si Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. 


ordnen für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. 
(Geſez⸗Samml. S. 555. 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, 
mit Ausnahme der vormals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 6 


0 N Sal 

Nn den vorbezeichneten Landestheilen kommen die Vorſchriften der Artikel 10. 

N und II. des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch 
m 24. Juni 1861. (GeſetzSamml. S. 449.) zur Geltung, welche alſo lauten: 

i Artikel 10. a 


Zur Errichtung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt die 


3 N 


ſtaatliche Genehmigung nicht erforderlich. 


2 Artikel 11. 
Die perſönlich haftenden Mitglieder einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien werden mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft: 

1) wenn ſie vorſätzlich Behufs der Eintragung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages in das Handelsregiſter falſche Angaben über die Zeich⸗ 
nung oder Einzahlung des Kapitals der Kommanditiſten machen; 

2) wenn durch ihre Schuld die Geſellſchaft länger als drei Monate 

8 ohne Aufſichtsrath geblieben iſt. 55 
Ihigang 1867. (Nr. 68636864 2 H. 2. 


lusgegeben zu Berlin den 30. September 1867. 


. 
Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 


Ferner treten außer Kraft: 

1) die Strafbeſtimmungen unter pos. 3. des Art. 
Heſſiſchen Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen 
buche vom 1. Auguſt 1862. (Großherzoglich He 
1862. Nr. 34.), und unter pos. 3. des Art. 1 
Heſſen⸗Homburgiſchen Einführungsgeſetzes vom 25. Auguſt 186 
gräflich Heſſiſches Regierungsblatt 1863. Nr. 7.) . 

2) die Beſtimmungen in den Artikeln 11. derſelben Einführungsgefeie, I 
welche eine Veröffentlichung des Geſellſchaftsvertrages der Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und der Abänderungen deſſelben neben der durch 
das Deutſche Handelsgeſetzbuch angeordneten Veröffentlichung vorſchreiben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 7 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Auguft 1867. 5 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenpl 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6864.) Verordnung, betreffend die Schließung mehrerer in den neuen Landesthelln 
beſtehenden Staatsdiener-Wittwen- und Waiſenkaſſen. Vom 15. Sep⸗ 
tember 1867. ' 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


SG 
Die nachbenannten Beamten-Wittwen- und Waiſenkaſſen, nämlich: 
1) in dem vormaligen Königreich Hannover 

die durch Geſetz vom 8. Mai 1838. gegründete Wittwenkaſſe für 
die Königliche Hof- und Eivildienerſchaft, 8 

2) in dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen a 
a) die durch Statut vom 20. November 1823. reorganiſirte Wittw 
und Waifenanftalt für die Civildiener der acht Rangklaſſen 10 
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b) die durch Verordnung vom 29. März 1827. gegründete Civil- 
Wittwen⸗ und Waiſengeſellſchaft, 2 

3) in dem vormaligen Herzogthum Naſſau 

f a) die durch Edikt vom 23. Dezember 1820. gegründete Central⸗Wittwen⸗ 
und Waiſenverſorgungs-Anſtalt für die zu einer Penſton nicht berech⸗ 
tigten Civil⸗ und Hofdiener und 

bp) die durch $. 10. des Geſetzes vom 2. Juni 1860. gegründete Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe der höheren Civil⸗Staatsdiener, 
4) in der vormaligen Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg 

N die durch Verordnung vom 31. Oktober 1837. errichtete Allgemeine 

i für Wittwen und Waiſen Landgräflicher 

i iener, BE 

werden hierdurch dergeſtalt geſchloſſen, daß fortan die Aufnahme neuer Mitglieder 

t mehr ſtattfindet. 


Die Verwaltung der geſchloſſenen Kaffen und die Verwendung ihres Ver⸗ 
ſögens bleibt beſonderer geſetzlicher Regelung vorbehalten. i 


$. 2. 
Den unverheirathet gebliebenen und den verwittweten Mitgliedern der ge⸗ 
offenen Kaſſen wird geſtattet, aus denſelben mit der Wirkung auszuſcheiden, 
ie zu Beiträgen nicht mehr herangezogen werden, und daß dagegen ihre 
inſprüche an die betreffenden Kaſſen aus der bisherigen Mitgliedſchaft erlöſchen. 
| . 3. | | 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. September 1867. 
(J. S.) Wilhelm. 


br. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 
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(Ir. 6865.) Verordnung, betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu den Komm n 
Auflagen in den neu erworbenen Landestheilen. Vom 23. September 18 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 3 


verordnen für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. 
mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des Gemeinde- 
gebietes der Stadt Frankfurt a. M., um die Staatsdiener in dieſen Landes 
theilen bezüglich ihrer Beitragspflicht zu den Kommunalbedürfniſſen den Staats⸗ 
dienern in der übrigen Monarchie nach Maaßgabe der Grundſätze des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822. gleichzuſtellen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſte⸗ 
riums, was folgt: 
. 


Von allen, direkten Kommunalauflagen, ſowohl der einzelnen bürger⸗ 
lichen Stadt- und Landgemeinden, als der weiteren kommunalen Körperſchaften 
(Amtsbezirke, Diſtriktsgemeinden, Armendiſtrikte, Wegeverbände u. ſ. w.) und 
bef kreis⸗„ kommunal⸗ und provinzialſtändiſchen Verbände, find vollſtänd 
befreit: 


1) die ſervisberechtigten Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, ſowohl 
hinſichtlich ihres dienſtlichen als ſonſtigen Einkommens; nur zu den auf 
den Grundbeſitz oder das ſtehende Gewerbe, oder auf das aus dieſen 
Quellen fließende Einkommen gelegten Kommunallaſten müſſen auch ſie 
beitragen, wenn fie in dem Kommunalbezirk Grundbeſitz haben oder ein 
ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Militairärzte genießen rückſichtlich ihres Einkommens aus ein 
Civilpraxis die Befreiung nicht , 


2) die auf Inaktivitätsgehalt geſetzten oder mit Penſion zur e 

We Offiziere hinſichtlich ihrer Gehalts- und ſonſtigen dienſtlich 
ezüge; a 

3) die Geiſtlichen und Elementarlehrer hinſichtlich ihrer Beſoldungen und 

Emolumente, einſchließlich der Ruhegehälter, ingleichen die unteren Kirchen 

diener, wo und ſoweit den letzteren eine derartige Befreiung ſeither rechts, 

gültig zugeſtanden hat; 


4) die verabſchiedeten Beamten und nicht zu der Kategorie unter Nr. 2. 
gehörigen Militairperſonen hinſichts ihrer aus Staatsfonds oder ſonſtigen 
öffentlichen Kaſſen zahlbaren Penſionen und laufenden Unterſtützung 
bezüge, ebenſo die Beamten hinſichts ihrer Wartegelder, ſofern der jäh 
liche Betrag ſolcher Bezüge für Einen Empfänger die Summe v 
250 Rthlr. nicht erreicht 


5) die hinterbliebenen Wittwen und Waiſen der unter 1 — 4. genannt 
Perſonen hinſichts ihrer aus Staatsfonds oder aus einer öffentlichen 
Verſorgungskaſſe zahlbaren Penſionen und laufenden wee ; 


5 | — 169 — 
6) die Sterbe⸗ und Gnadenmonate; 


7) alle diejenigen Dienſt⸗Emolumente, welche blos als Erſatz baarer Auslagen 
zu betrachten ſind. 5 
$. 2. 


Zu den Beamten im Sinne diefer Verordnung gehören alle, in unmittel⸗ 
baren Dienſten des Staats oder der demſelben untergeordneten Obrigkeiten, 
Kollegien, kommunalen und ſtändiſchen Korporationen ſtehende, mit feſter Beſol⸗ 
dung angeſtellte, beziehentlich in Ruheſtand getretene öffentliche Beamte, einſchließlich 
der Militair⸗ und Hofbeamten; dagegen nicht diejenigen, welche nur als außer⸗ 
ordentliche Gehülfen vorübergehend im öffentlichen Dienſt beſchäftigt werden. 


§. 3. 
1 Die Beamten ($. 2.) können von ihrem Dienſteinkommen einſchließlich 
der Warte⸗ und Ruhegehälter, ebenſo die Militairperſonen von ihren Penſionen — 
wenn nicht ein Fall der gänzlichen Befreiung nach $. 1. vorliegt — zu direkten 
Kommunal⸗Auflagen ($. 1.) nur inſoweit herangezogen werden, als dieſe von 
allen Pflichtigen nach dem Maaßſtabe des perſönlichen Einkommens erhoben werden. 


F. 4. ; 
Das Dienſteinkommen wird in ſolchen Fällen nur halb ſo hoch, als an— 
deres gleich hohes perſönliches Einkommen der Steuerpflichtigen veranlagt. 
Wenn die Veranlagung nicht unmittelbar den Einkommensbetrag zur 
Grundlage hat, ſo iſt, unter Genehmigung der Auffichtsbehörde des beſteuernden 
kommunalen Verbandes, das Einſchätzungsverfahren dergeſtalt beſonders zu regeln, 
daß der vorſtehende Grundſatz analog zur Anwendung kommt. 
N Das Dienſteinkommen von zufälligen Emolumenten wird gleich dem feſten 
chalte beſteuert, zu dieſem Behufe wird nöthigenfalls der Betrag derſelben in 
lunder Summe durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde feſtgeſtellt. 


$. 5. 


fi An kommunalen Auflagen aller Art ($. 1.) dürfen äußerſten Falls, im 
Geſammtbetrage, bei Beſoldungen ($. 3.) unter 250 Thaler nicht mehr als Ein 
Prozent, bei Beſoldungen von 250 bis 500 Thaler ausſchließlich nicht mehr 
als anderthalb Prozent, und bei höheren Beſoldungen nicht mehr als zwei 
Moozent des geſammten Dienſteinkommens jährlich gefordert werden. 
un Die hiernach etwa nöthige Ermäßigung der nach $. 4. berechneten Steuer⸗ 
beträge trifft, im Fall der Konkurrenz mehrerer kommunaler Verbände, die zu⸗ 
at zur Hebung geſtellte Forderung, mehrere noch nicht entrichtete Forderungen 
aber nach Verhältniß ihrer Höhe. 


9. 6. 


Auf Staatsſteuern und Staatslaſten, welche gemeindeweiſe abgetragen 
v a finden die Beſtimmungen diefer Verordnung keine Anwendung. 5 
Gr. 6865.) K. 7. 


St, 
Die gemäß $$. 3—5. den Staatsdienern obliegende Beitragspflicht zu den 
Kommunalabgaben erſtreckt ſich auf alle diejenigen Beträge der letzteren, welche 
innerhalb der Zeit, da der Pflichtige dem betreffenden kommunalen Verbande an- 
gehört, auf ihn vertheilt und auch fällig werden, nicht aber auf ſpäter fällige. 
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Jeder Beamte iſt bezüglich der Kommunalbeſteuerung ſeines Dienſteinkom⸗ 4 


mens als Einwohner desjenigen Gemeindebezirks zu betrachten, in welchem die 
Behörde, der er angehört, ihren Sitz hat. 


§. 9. 


Von ihrem etwanigen beſonderen Vermögen haben auch die nach $. 3.4 
begünſtigten Staatsdiener, ebenſo die Offiziere der unter §. 1. Nr. 2. bezeichneten 
Kategorie, die Geiſtlichen und Elementarlehrer, ihre Beiträge zu den Kommunal 
laſten gleich anderen Angehörigen der betreffenden Verbände zu entrichten. 


$. 10. 


Durch die nach den vorftehenden Beſtimmungen zu bemeſſenden Geld⸗ 
beiträge find die Pflichtigen zugleich von perſönlichen Kommunaldienſten frei. 
Sind fie jedoch Beſitzer von Grundſtücken, oder betreiben fie ein ſtehendes Ge, 
werbe, jo müſſen fie die mit dieſem Grundbeſitz oder Gewerbe verbundenen per; 
ſönlichen Dienſte entweder ſelbſt oder durch Stellvertreter leiſten. . 

Geiſtliche und Elementarlehrer bleiben von allen perſönlichen Gemeinde 
dienſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, befreit 
lan Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe Befreiung ſeither rechtsgültig 
zuſtand. 9 


ae 


Zu den indirekten Gemeinde⸗Abgaben müſſen auch die nach Sg. 1-5. be 
Base Perſonen gleich anderen Gemeinde-Einwohnern beitragen. Sie find nicht 
efugt, was ſie hierauf entrichten, bei ihren direkten Kommunalbeiträgen in An, 
rechnung zu bringen. i 1 
Die Militair⸗Speiſe⸗Einrichtungen und ähnliche Anftalten bleiben indeſen 
von Verbrauchsſteuern in dem, in den altpreußiſchen Landestheilen beſtehenden 
Umfange befreit. 5 2 
2 
Alle entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen werden aufgehoben. 
Wo or weitergehende enen für Vene als, Geiſtliche 
oder Lehrer nach ſtatutariſchem Recht oder beſonderen Privilegien beſtehen, ſoll 
in denſelben hierdurch nichts geändert werden. 


$. 13. rg 


Geegenwärtige Verordnung tritt mit dem 30. September d. J., unter An⸗ 
wendung auf alle von dieſem Tage an zur Ausſchreibung gelangenden direkten 
ommunal⸗Auflagen, in Kraft. 


Der Miniſter des Innern wird mit Ausführung derſelben beauftragt. 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 


Gegeben Baden-Baden, den 23. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


b Gr, 6866) Allerhöchſter Erlaß vom 17. September 1867., betreffend die Stempelabgabe 


von Konzeſſionen u. ſ. w. in den Regierungsbezirken Kaſſel und Wies⸗ 
baden. f 


uf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 16. September d. J. beſtimme Ich 
für den e Kaſſel und für den Regierungsbezirk Wiesbaden, mit 
snahme der ehemals freien Stadt Frankfurt, Folgendes: 


I) Vom 1. Oktober d. I. ab unterliegen einer Stempelabgabe von funfzehn 

Silbergroſchen die Ausfertigungen: 5 

a) von Konzeſſionen zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes, zu deſſen 
Beginn eine beſondere obrigkeitliche Erlaubniß erforderlich iſt; 

b) von Konzeſſionen zur Errichtung oder Veränderung derjenigen ge⸗ 
werblichen Anlagen, welche einer beſonderen obrigkeitlichen Geneh⸗ 
migung unterworfen find; 


e) der Verleihungs⸗, Konſolidations⸗ und Deklarations⸗Urkunden der 
Bergbehörden und ſonſtige amtliche 9 derſelben, in⸗ 
ſofern ſie in dem Stempeltarife vom 19. Juli d. J. (Geſetz-Samml. 
S. 1204.) nicht beſonders taxirt find. 

In Betreff der Erhebung dieſer Abgaben kommen ausſchließlich 
die Vorſchriften der Verordnung vom 19. Juli d. J. (Geſetz-Samml. 
S. 1191.) zur Anwendung. a 


2) Ausnahmsweiſe iſt zu den im $. 1. bezeichneten ſtempelpflichtigen Aus⸗ 
Gr. 68656866.) N fer⸗ 


ne nach dem Ermeſſen der Behörden nur ein Stempel von 
Silbergroſchen zu gebrauchen, wo die Verhältniſſe des Empfängers ode 
die e des Gegenſtandes die Ermäßigung der Abgabe 1 
gründen 


3) Konzeſſionen zum Betriebe der Gaft- oder Schandwüthſchaſt und zum 

Kleinhandel mit Getränken ſind ſtempelfrei zu ertheilen. a 

4) Alle dieſem Erlaſſe entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft. “ 

insbeſondere werden die Beſtimmungen 1 

a) in den $$. 69. bis 73. des Kurheſſiſchen Geſetzes über die Ver⸗ 
wendung von Stempelpapier vom 22. Dezember 1853., und 

b) in dem Tarife, welcher dem Naſſauiſchen Geſetze über die Stempel 

abgabe vom 13. Auguſt 1859. angehängt iſt, unter den Poſitio-⸗ 

nen 2. (Aktiengeſellſchaft), 5. (Agentur), II. Affefurangefelihaft) E 

19. (Belehnung), 34. (Konſolidirung), 37. (Konzeſſion), 53. (EO 

ſindungs patente) 55. (Erlaubnißſcheine), 58. (Feldesregulitung), 4 

59. (Stiftung beim Bergbau), 64. (Hauſirſcheine), 80. unter Nr. 2. 4 

(Muthſcheine zu Bergwerken), 91. (Regulirung der Grubenfelder), 

98. (Schifferpatente), 100. (Schur ne 132. (Wirthſchafts⸗ 

betrieb), ſowie 9 

e) im letzten Satze des §. 5. der Verordnung vom 9. v. M., betr 

fend den Betrieb N Gewerbe im Amtsbezirke Som, 4 

(Geſetz-Samml. S. 1441.) f 


vom 1. Oktober d. J. ab aufgehoben. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zu veröffentlichen. 
Gegeben Berlin, den 17. September 1867. 


Wilhelm. \ 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpli⸗ 


An den Finanzminister und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe nnd öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


